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Ihr Aufruf zur Ächtung sog. Kamphundehalter








Sehr geehrte Frau Duden,





ich möchte mich Ihnen vorab kurz vorstellen: Ich bin 33 Jahre alt, seit 1997 Rechtsanwalt, nach 2,5 Jahren Tätigkeit bei verschiedenen Arbeitgeberverbänden seit mehr als einem Jahr als Leiter Personalbetreuung und -entwicklung verantwortlich für 3.200 Mitarbeiter eines großen, international tätigen und multikulturellen deutschen Konzerns - mithin der Prototyp eines Kampfhundehalters und mußte mir von Politikern und ehemaligen Kollegen „Imponiergehabe, Aggressionslust, Kompensationsbedarf bei Ich-Schwäche und Verantwortungslosigkeit“ oder „Persönlichkeitsprobleme“ unterstellen lassen. Zur Familie gehören weiter noch: Günter Stück (63, weiterer aufsichtführender Richter, Träger des Ehrenbriefes des Landes Hessen), Elisabeth Stück (60, Hausfrau), Norbert Stück (Dipl.-Informatiker, tätig bei einer internationalen, ebenfalls multikulturellen Unternehmensberatung) sowie Chico Stück (4,5 Jahre, American Staffordshire Terrier).





Daß wir verantwortungsbewußte Hundehalter und Mitglieder dieser Gesellschaft sind, dürfte somit außer Frage stehen. Seien Sie versichert, daß auch wir den Tod Volkans, getötet durch einen behördenbekannten Hund eines zigfach vorbestraften Schwerstkriminellen zutiefst bedauern, der hätte vermieden werden können, wenn die Verantwortlichen aufgrund des in Hamburg bereits vorhandenen (!) rechtlichen Instrumentariums pflichtgemäß gehandelt hätten. Ich habe mir deshalb u.a. erlaubt, bei der Hamburger Staatsanwaltschaft Strafanzeige wegen fahrlässiger Tötung durch Unterlassen (§§ 222, 13 StGB) zu stellen.





Auf die Spitze der Entgleisungen getrieben haben aber Sie es. Wie ich jetzt einer aus meiner Sicht seriösen Publikation entnehmen konnte, sollen Sie wörtlich und öffentlich gesagt haben:





„Auch die Bürger können was tun. Kampfhundehalter sollten eine gesellschaftliche Ächtung erfahren.“


(Zitat aus Dr. Dieter Fleig, Die große Kampfhundelüge, Kynos Verlag, 1. Aufl. 2000, S. 119).





Leider wurde Ihr bzw. gleichlautende Aufrufe von vielen Menschen befolgt, was wir selbst erfahren mußten. Die persönliche Erfahrung, über Nacht zu einer diskriminierten und geächteten Minderheit zu gehören, gönne ich jedem, der sie bisher noch nicht selber gemacht hat. Rechtsstaatliche Prinzipien wie Verhältnismäßigkeitsprinzip, Achtung von Grundrechten und Differenzierungsgebot schienen ebenso außer kraft gesetzt zu sein wie die übliche Anhörung anerkannter wissenschaftlicher Experten.





Da Sie selbst über eine akademische und wissenschaftliche Ausbildung verfügen (Diplom Bibliothekarin), brauche ich Ihnen die Unhaltbarkeit dieses pauschalen Vorwurfs und dessen Folgen sicher nicht weiter zu erörtern, die jeden wissenschaftlichen Habitus vermissen läßt.





Ich darf Sie hiermit auffordern, mir bis zum





15.01.2001





mitzuteilen, ob Sie diese Äußerung öffentlich getätigt haben. Sollte ich fristgemäß keine Antwort bekommen, müßte ich davon ausgehen, daß Ihre o.g. öffentliche Äußerung zutreffend ist.





Sollte dies der Fall sein, möchte Ihnen hiermit weiter Gelegenheit geben


diesen verbalen Exzeß öffentlich zurückzunehmen und


sich bei uns als auch allen anderen verantwortungsbewußten Hundehaltern hierfür öffentlich zu entschuldigen.





Hierfür setze ich Ihnen eine Frist bis zum





31.01.2001.





Sie sehen: Auch Juristen kennen Nachsicht und sind Besserungs- und Einsichtsfähigkeit keineswegs verschlossen.





Für den Fall, daß Sie die Äußerung getätigt haben oder zumindest ein dahingehender nicht ausgeräumter Verdacht besteht, und Sie der vorstehenden Aufforderung nicht nachkommen, beabsichtige ich, folgende Maßnahmen einleiten:





Antrag an die SPD auf Einleitung eines Parteiausschlußverfahrens.


Erstattung einer Strafanzeige wegen Volksverhetzung (§ 130 StGB).





Ich freue mich, von Ihnen zu hören und wünsche Ihnen ein besinnliches Weihnachtsfest sowie alles Gute für 2001, insbesondere eine Rückkehr zur Befolgung wissenschaftlicher und besonnener Handlungsmaximen, denen wir uns beide verpflichtet fühlen sollten.





Mit freundlichen Grüßen


Volker Stück


[Rechtsanwalt]
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